
Bundessozialgericht

A2-= 553.2-EL59/6Z

Zugestellt am
48° Juni 4970

chHauptsekretär
als UrkoBeantcr
d° Gesch° Stelle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
.............................

Beklagte und Revisionsbeklagte.

'Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 27. Mai 1970 durch

Senatspräsident —'Dr‚ D a p p r i c h

- ‘ —Vorsitzender—‚

Bundesriehter ' Dr„ w i t t @,
Bundesriehter S c h r 6 d e r,
Bundessozialrichter w e i n r e i e h und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Lan—

dessozialgeriehts Nordrhein—Westfalen vom 13. Januar

1967 aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen‚

/
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Streitig ist die Gewährung einer Rente wegen Erwerbsun—

fähigkeit statt der gewährten Rente wegen Berufsunfähig—

keit°

Der im Jahre 1905 geborene Kläger ist gelernter Werkzeug—

schlosser° Seit dem Jahre 1962 bezieht er die Rente wegen

Berufsunfähigkeit° Die von ihm im November 196H beantragte

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit lehnte die Beklagte mit

.Bescheidvon5° April 1965ab„

Auf die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

Duisburg die Beklagte verurteilt, an den Kläger ab lo No—

vember 1964 eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit zu zahlen°

Gegen das Urteil legte die Beklagte Berufung eino Das

Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen hat mit Ur—
teil vom 130 Januar 1967 das Urteil des SG aufgehoben und

die Klage abgewiesen° Nach den Feststellungen des LSG,

'kann der Kläger noch bis zu vier Stunden täglich leichte
Arbeiten, vorwiegend im Sitzen, in geschlossenen staubw

freien Räumen verrichten° Dabei seiään An— und Abmarschn

weg von 1 km zu Fuß und eine Fahrtdauer von 30 Minuten

mit öffentlichen Verkehrsmitteln zwisehen Arbeitsplatz

und Wohnung zumutbar° Hiernach könne der Kläger als ge-
.lernter Werkzeugschlosser beispielsweise noch als Apparaw

tewärter, Sortierer, Maßprüfer oder Kontrolleur tätig

sein° Solche Arbeitsplätze, die der Kläger von seiner

Wohnung aus erreichen könnte, gebe es auch für eine auf

vier Stunden beschränkte Arbeitszeit° Ob sie in nennens»
werter Anzahl vorhanden seien, brauche-nicht ermittelt

zu werden, denn Schwierigkeiten bei der Arbeitsvermitt—

lung könnten nicht zur Erwerbsunfähigkeit führen°
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Gegen dieses Urteil hat der Kläger die vom LSG zugelassene

Revision eingelegt„ Er ist — sinngemäß - der Auffassung,

daß er erwerbsunfähig sei‚ weil es für ihn geeignete Ar-

beitsplätze nicht gebe°

Der Kläger beantragt,

l° das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung der Beklagten gegen das Ur—

teil des Sozialgerichts Duisburg vom 16°

11° 1965 zurückzuweisen;

2„ hilfsweise, unter Aufhebung des angefoch-

tenen Urteils die Sache zur neuen Verhand-

lung und Entscheidung an das Landessozial-

gerieht zurückzuverweisen;

}. die außergerichtlichen Kosten des Klägers

im Berufungs- und Revisionsverfahren der

Beklagten aufzuerlegen°

Die Eeklagte beantragt,

die Revision Zurück2uweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd-

liche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die Revision ist insofern begründet, als die Sache zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückver—

wiesen wirdc

Die für den vorliegenden Fall entscheidende Frage, ob ein

Versicherter auf eine Teilzeittätigkeit ohne Rücksicht

darauf verwiesen werden kann, ob und in welchem Umfang es
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für die Tätigkeiten, die er noch verrichten kann, Arbeits-

plätze gibt, hat der Große Senat des Bundessozialgerichts

durch Beschluß vom 11; Dezember 1969 — GS 2/68 — dahin ent-

schieden, daß es bei der Anwendung des @ 12%? Abs, 2 Reichs—

versicherungsordnung (EVO) erheblich ist, ob Arbeitsplätze,
die der Versicherte mit der ihm verbliebenen Leistungsfähig»

keit noch ausüben kann, seien sie frei oder besetzt, vor—

handen sind. Auf solche Arbeitsplätze kann der Versicherte

nur verwiesen werden, wenn ihm der Arbeitsmarkt nicht prak—

tisch verschlossen ist, d.h. wenn das Verhältnis der im Ver—

weisungsgebiet vorhandenen, für den Versicherten in Betracht

kommenden Teilzeitarbeitsplätze zur
Zahl der Interessenten

für solche Beschäftiguhgen nicht ungünstiger als 75 : loo

ist° Dieser Ansicht schließt sich der erkennende Senat an;
der Rechtsansicht des LSG, es brauche nicht ermittelt zu

werden, ob geeignete Arbeitsplätze in nennenswerter Zahl

vorhanden sind, weil Schwierigkeiten bei der Arbeitsver—

mittlung nicht zur Erwerbsunfähigkeit führen könnten, kann

dagegen nicht zugestimmt werden°

Der Große Senat des BSG hat im Abschnitt C V des genannten'

Beschlusses vom 11, De2ember 1969 in Verbindung mit Abw

schnitt C V des Beschlusses vom gleichen Tage in Sachen

M::■'gegeh LVA Berlin — GS 4/69 — Anhaltspunkte dafür ge—
geben, wenn das Arbeitsfeld in der Regel als-verschlossen

angesehen werden kann. Das LSG hat festgestellt, daß der

Kläger noch leichte Arbeiten, vorwiegend im Sitzen, in ge—

schlossenen staubfreien Räumen verrichten kann° Der Kläger

kann also nicht auf das gesamte allgemeine Arbeitsfeld,

d„h° auf alle leichten bis mittelschweren Arbeiten im

Sitzen, im Stehen und im Umbergehen in geschlossenen Räumen

und im Freien verwiesen werden, Außerdem müssen noch be;

stimmte Voraussetzungen hinsichtlich des Weges zwischen

wohnung und Arbeitsplatz erfüllt sein„ Wenn auch hierbei

nicht auf die derzeitige Wohnung des Klägers abgestellt

werden kann, weil sich ein Versicherter, der noch halb—
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schichtig tätig sein kann, grundsätzlich auf das Arbeits-

feld des gesamten Bundesgebietes verweisen lassen muß, so

ergibt sich doch durch die hinsichtlich des Weges zur Ar—

beitsstätte zu erfüllenden Voraussetzungen eine weitere

Einschränkung des bereits eingeschränkten Teils des Ar-

beitsfeldes° Das LSG wird zu prüfen haben, ob es sich bei

diesen Einschränkungen um starke Einschränkungen im Sinne

von Absatz C V 1 des o„a. Beschlusses in Verbindung mit Ab-

schnitt C V 2 b aa bb des Beschlusses des Großen Senats in

Sachen M::I;gegen LVA Berlin — GS 4/69 —handelt„ Handelt

es
sich

um starke Ein5chränkungen in diesem Sinne, so kann

der Kläger nicht auf dieses Arbeitsfeld verwiesen werden‚

es sei denn, daß das Arbeitsamt oder die Beklagte dem Klä-

ger einen entsprechenden Arbeitsplatz nachweist — gleich—

gültig‚ ob er dann von diesem Angebot Gebrauch macht oder

Anicht — oder wenn er anderweitig einen solchen Arbeits—

platz nicht nur vergönnungsweise erhalten hätte (vgl„ hier;

zu Abschn„ C V 2 b aa und bb des Beschl° M::i „/a LVA

Berlin v0 11„ Dez° 1969 — GS 4/69 —)° Handelt es sich da—

gegen
nicht

um starke Einschränkungen-in diesem Sinne„

kann der Kläger auf dieses Arbeitsfeld verwiesen werden„

Diese Entscheidung kann grundsätzlich nicht ohne Kenntnis

der zahlenmäßigen Größe der Gruppe von für den Kläger

geeigneten Teilarbeitsplätzen getroffen werden, da nur bei

Kenntnis dieser Zahl entschieden werden kann, ob es sich

gegenüber dem uneingeschränkten allgemeinen Arbeitsfeld

'um eine starke Einschränkung handelto Da der Kläger grund+

sätzlich auf das Arbeitsfeld der gesamten Bundesrepublik

Deutschland verwiesen werden kann, kommt zur Klärung die—

_
ser Frage praktisch allein eine Auskunft bei der Bundesan—
stalt für Arbeit in Nürnberg in Betracht‚ da von vornherein

davon ausgegangen werden kann, daß andere Stellen keine um—
fassende Kenntnis dieses Arbeitsmarktes haben können„ Wenn

aber, wie nach dem o„a° Beschluß anzunehmen ist, zur Zeit

selbst die Bundesanstalt für Arbeit noch nicht in der Lage

ist„ die ungefähre Größe des für den Kläger in Betracht
kommenden Tcilgebietes des allgemeinen Arbeitsmarktes anzu—

geben, kann der Kläger nach den Grundsätzen des o„a„ Be—

-—6-
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schlusses ebenfalls nicht auf dieses Teilarbeitsgebiet verwie—

sen werden„ Denn auch in einem solchen Falle muß nach dem o„a°

Beschluß angenommen werden, daß ihm das Arbeitsfeld praktisch

verschlossen ist„ Wenn die für die Beobachtung des Arbeits—

marktes und die Arbeitsvermittlung zuständige Arbeitsverwal«

tung nicht in der Lage ist, die ungefähre zahlenmäßige Größe

eines TeilZeitarbeitsmarktes anzugeben, muß davon ausgegangen

werden, daß ihr auch nicht bekannt ist„ wo und in welchem Um»

fang sich solche Stellen befinden° Daher muß man annehmen‚ daß

es sich insoweit um einen nicht funktionierenden Teilzeitar-

beitsmarkt handelt, der dem Versicherten praktisch verschlossen

ist° Zwar ist auch der Kläger verpflichtet7 von sich aus einen

solchen Arbeitsplatz zu suchen„ Doch kann nicht angenommen wer“

den, dab er eine bessere Übersicht über diesen Arbeitsmarkt hat

als die Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg selbst„

Da der erkennende Senat im Revisionsverfahren die erfordere

lichen Tatsachen zur Prüfung der Frage, ob dem Kläger der Teil"

zeitarbeitsmarkt praktisch verschlossen istD nicht selbst
feststellen kann, war das angefochtene Urteil aufzuhebcn und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurtckzuverweisen.

Der Senat konnte im Einverständnis der Beteiligten ohne münd—

liche Verhandlung entscheiden (@ 124 Abs° 2 Sozialgerichtsgem

setz).

Dem LSG bleibt auch die Kostenentscheidung hinsichtlich des Rew

visionsverfahrens vorbehalten°
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